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Vorblatt 


Vorschlag der Kommission der EG 
für eine Richtlinie des Rates über die Harmonisierung 
der wesentlichen Bestimmungen auf dem Gebiet der 
Deckung von kurzfristigen Risiken (politische Risi- 
ken) öffentlicher und privater Käufer 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

In der Gemeinschaft sind Police und Prämien zur Verbürgung 
von Exportkrediten unterschiedlich geregelt mit der Folge, daß 
auf dem Markt zu unterschiedlichen Bedingungen angeboten 
werden kann. 


B. Lösung 

Die Kommission schlägt deshalb in einem weiteren Schritt vor, 
die Grundsätze für die Deckung des kurzfristigen politischen 
Risikos bei öffentlichen und privaten Käufern zu harmonisieren. 

(Einmütigkeit im Ausschuß) 

C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion. 

D. Vorschlag 

Von dem Vorschlag der Kommission wird Kenntnis genommen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie des Rates 
über die Harmonisierung der wesentlichen Bestimmungen auf 
dem Gebiet der Deckung von kurzfristigen Risiken (Politische 
Risiken) öffentlicher und privater Käufer 

— Drucksache VI/789 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Sprung 


Der Vorschlag der Kommission — Drucksache 
VI/789 — wurde vom Herrn Präsidenten mit Schrei- 
ben vom 22. Mai 1970 an den Ausschuß für Wirt- 
schaft überwiesen. 

Der Bundestag hat schon von zwei Richtlinien- 
Entwürfen der Kommission zur Harmonisierung der 
Ausfuhrkreditversicherung Kenntnis genommen, und 
zwar den Richtlinien über die Einführung je einer 
gemeinsamen Police für Lieferantenkredite für mit- 
tel- und langfristige Geschäfte mit öffentlicheh und 
privaten Käufern. Der Rat der EG hat diese beiden 
Richtlinien am 26. Oktober 1970 verabschiedet. 

Um in einem weiteren Teilbereich die Bedingun- 
gen für die Ausfuhrkreditversicherung im Handel 
mit Drittländern zu harmonisieren, steht jetzt die 
Angleichung der für die Deckung von kurzfristigen 
Risiken mit Öffentlichen und privaten Käufern gel- 
tenden Bestimmungen an. Die Kommission hat mit 
Drucksache VI/789 nunmehr einen Harmonisierungs- 
vorschlag für diesen Bereich vorgelegt. Im Rat der 
ständigen Vertreter wurde dieser Richtlinien-Ent- 
wurf überarbeitet. Nach der dem Wirtschaftsaus- 
schuß vorgelegten Fassung gehen die vorgeschlage- 
nen Regelungen zur Angleichung für das kurzfri- 
stige Geschäft nicht so weit wie diejenigen für das 
lang- und mittelfristige Geschäft. Die wesentlichen 
Unterschiede sind, daß 

1. sich die Richtlinie nur auf die Harmonisierung 
der Kreditbedingungen für das kurzfristige poli- 
tische Risiko beschränken soll, während die bei- 


den ersten Richtlinien auch das wirtschaftliche 
Risiko miteinbezogen haben; 

2. für das kurzfristige politische Geschäft keine ge- 
meinsame, für alle Mitgliedstaaten verbindliche 
Police eingeführt werden soll; man will sich auf 
die Harmonisierung der Grundsätze, die für die 
Deckung des kurzfristigen politischen Risikos 
gelten solle, beschränken. 

Im Gegensatz zu dem ursprünglichen Vorschlag 
der Kommission, der unter kurzfristigen politischen 
Risiken nur die Risikodeckung zwischen 12 bis 
24 Monaten verstanden wissen wollte, soll jetzt auf 
einen harmonisierungsfreien Zeitraum verzichtet 
werden. Als kurzfristig soll nunmehr jedes poli- 
tische Risiko, das von Anbeginn der Lieferung bis 
zu 24 Monaten entstehen könnte, verstanden wer- 
den. 

Der Ausschuß hat geprüft, ob entsprechend den 
beiden ersten Richtlinien auch für das kurzfristige 
Geschäft das wirtschaftliche Risiko in die Harmoni- 
sierung einbezogen werden sollte. Er ist zu dem Er- 
gebnis gekommen, daß ordnungspolitische Erwägun- 
gen gegen die Einbeziehung des wirtschaftlichen 
Risikos in die Harmonisierung sprechen. Das gleich- 
zeitige Angebot von wirtschaftlicher und politischer 
Risikoversicherung würde der öffentlichen Hand 
eine gewisse, nicht gewollte Monopolstellung ein- 
räumen. Die privaten Versicherer würden dadurch 
in einem Geschäftsbereich, in dem sie bisher mit Er- 
folg tätig waren, beeinträchtigt. Die Ausklammerung 
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des wirtschaftlichen Risikos für das kurzfristige Ge- 
schäft aus der Harmonisierung ermöglicht im übri- 
gen auch, die Versicherung des kurzfristigen wirt- 
schaftlichen Risikos den spezifischen Bedürfnissen 
eines bestimmten Geschäftes anzupassen, soweit der 
Bund noch aus übergeordneten exportpolitischen 
Gründen auch das wirtschaftliche Risiko absichern 
will. Aus diesen Erwägungen heraus hat der Aus- 
schuß davon abgesehen, der Bundesregierung die 
Einbeziehung des kurzfristigen wirtschaftlichen Risi- 


kos in die von der Kommission vorgeschlagene Har- 
monisierung zu empfehlen. 

Der Ausschuß hat wiederum bei seinen Beratun- 
gen darauf hingewiesen, daß eine alsbaldige Harmo- 
nisierung auch der Prämien erforderlich ist, um die 
Wettbewerbsgleichheit bei der Ausfuhrkreditver- 
sicherung in der Gemeinschaft herzustellen. 

Der Ausschuß empfiehlt, von der Richtlinie in der 
vorgeschlagenen Fassung Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 9. Dezember 1970 


Dr. Sprung 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag nimmt den Vorschlag der 
Kommission — Drucksache VI/789 — zur Kenntnis. 


Bonn, den 9. Dezember 1970 


Der Wirtschaftsausschuß 


Kienbaum 

Vorsitzender 


Dr. Sprung 

Berichterstatter 
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